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Antrag 183/I/2024 KDV Neukölln

Eine Reform des §129 StGB “Bildung einer kriminellen Vereinigung” die dem Rechtsstaat gerecht wird

Beschluss:

Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder des Bundestages auf sich für eine Reform der § 129 ff. Strafgesetzbuch unter

Berücksichtigung folgender Punkte einzusetzen:

• § 129 ist als Grundtatbestand neuzufassen und auf die Begehung von Straftaten mittlerer Kriminalität zu beziehen. Ba-

gatelldelikte der leichten Kriminalität sind dabei grundsätzlich auszuschließen. Die Mindeststrafe für strafbestandser-

füllende Taten soll bei mindestens fünf Jahren liegen (ohne die erhöhung der Strafe, die durch das Begehen in einer

Vereinigung miteinhergeht)

• Es sind konkrete Vorgaben für die Organisation, Planung und Struktur einer Vereinigung zu entwickeln.

• Die Strafandrohung (die mögliche Strafe) des § 129 neuer Fassung ist herabzusetzen.

•  Schwere Eingriffe in Grundrechte durch intensive Ermittlungsmaßnahmen, wie das Abhören von Kommunikation, dür-

fennicht länger auf einembloßenVerdacht derGründungoder Beteiligungeiner kriminellenVereinigungberuhen.Dafür

darf der Paragraph nicht mehr als sogenannte Katalogtat geführt werden.

•  Für schwerkriminelle Vereinigungen, die auf die Begehung schwerwiegender Taten organisierter Kriminalität wieMord,

Totschlag, Schutzgelderpressungen oder Geldwäsche gerichtet sind, soll ein eigener Straftatbestand (Qualifikation) ge-

schaffen werden.

•  Von kriminellen wie terroristischen Vereinigungen muss eine erhöhte Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgehen.

 

Überweisen an

ASJ

1


